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IslamischesRecht inder
Schweiz istgefährlich
Juristen schlagen vor, Teile des islamischen Familiengesetzes
zuzulassen. Das wäre falsch. Man würde die systematische
Diskriminierung der Frau legitimieren, schreibt Elham Manea
W
issenschaft-
liche Thesen
können gra-
vierende
Konsequen-
zen für die
Menschen-
rechte haben. Ein Beispiel dafür ist
der an einer Veranstaltung der Uni-
versität Zürich geäusserte Vorschlag,
dass es prüfenswert sei, Teile des
islamischen Familiengesetzes in das
Schweizer Recht zu integrieren («Isla-
misches Eherecht für die Schweiz?»,
«NZZ am Sonntag» vom 26. Juni). Ich
respektiere die Freiheit des Denkens
und der akademischen Forschung,
aber ein solches Ansinnen darf nicht
ohne Widerspruch bleiben.
Die Befürworter eines solchen
Rechtspluralismus sind sich der Bri-
sanz des Themas bewusst. Mit Rück-
sicht auf das weitverbreitete Unbeha-
gen und die Ängste in der Bevölke-
rung argumentieren sie deshalb, dass
die Einführung islamischen Rechts
nur zivilrechtliche und Familien-
angelegenheiten beeinflussen würde.
Zudem betonen sie, dass die hier
geltenden Prinzipien der Achtung der
Menschenrechte und der Gleich-
berechtigung nicht tangiert würden.
Diese Argumentation ist aus drei
Gründen falsch: Erstens lässt sie die
negativen Erfahrungen in Ländern, die
Parallelrecht eingeführt haben, ausser
acht. Grossbritannien ist so ein Land,
wo zweierlei Mass zur Anwendung
kommen. Ein Schlichtungsgesetz er-
laubt es dort religiösen und kulturel-
len Gruppierungen, ihre familiären
und zivilen Streitigkeiten durch eine
staatlich sanktionierte islamische
Schlichtungskommission zu regeln.
Basierend auf diesem Gesetz wur-
den zunächst in fünf britischen Städ-
ten Scharia-Gerichte zugelassen. Ihre
Entscheidungen werden durch die
staatlichen Gerichte im Rahmen von
«muslim arbitration tribunals» durch-
gesetzt. Eine 2009 publizierte Studie
zeigt, dass es bereits 85 Scharia-Ge-
richte gibt, die auch illegale Entschei-
de fällen, hauptsächlich, was die Frau-
enrechte in Familienangelegenheiten
betrifft. So wurde etwa entschieden,
dass eine muslimische Frau nur die
Hälfte der Summe ihres Bruders er-
ben darf statt der gleichen Summe,
wie das britische Gesetz es vorsieht.
Die englischen Behörden haben das
System der Schlichtungsgerichte zwar
unter der Voraussetzung eingeführt,
dass diese keine Entscheidungen
treffen dürften, die gegen britisches
Common Law verstossen. Doch die
Realität sieht anders aus.
Tatsächlich, und damit komme ich
zum zweiten Punkt, ist es einfach
nicht möglich, islamisches Gesetz
in der Familiendomäne einzuführen,
ohne die in Europa anerkannten
Grundsätze der Menschenrechte und
Gleichberechtigung zu verletzen. Das
traditionelle islamische Recht, die
Scharia, beruht auf der Ungleichheit
der Geschlechter; es beschränkt die
Rechte der Frauen bei der Eheschlies-
sung, innerhalb der Ehe und im nach-
ehelichen Unterhalt.
So kann sich etwa der Mann schei-
den lassen, ohne einen Grund anzu-
geben oder seinen Entscheid rechtfer-
tigen zu müssen. Um ihrerseits eine
Scheidung verlangen zu können, muss
die Frau aber beweisen, dass ihr Mann
sie misshandelt hat – oder sie ist wil-
lens, auf ihre finanziellen Ansprüche
zu verzichten. Dieses Beispiel soll
deutlich machen, dass wir es nicht mit
einem anderen kulturellen Konzept
von Ehe und Familie zu tun haben. Es
geht vielmehr um eine grobe Benach-
teiligung der Frauen, die nicht gedul-
det werden darf.
Das bringt mich zu der dritten pro-
blematischen Seite in der Argumenta-
tion derjenigen, die sich die Einfüh-
rung islamischer Gesetze in das
schweizerische Rechtssystem vorstel-
len können. Sie ignoriert den kriti-
schen Diskurs über islamisches Ge-
setz, der stets sowohl die Geschlech-
terfrage wie auch die Problematik der
Scharia in Familienangelegenheiten
beleuchtete. Zahlreiche arabische und
islamische Intellektuelle, Schriftsteller
und Aktivisten, sowohl Männer wie
Frauen, haben die Geschlechterfrage
thematisiert und dabei betont, dass
die Emanzipation der Frau eine Bedin-
gung ist für die Entwicklung der Ge-
sellschaft. Die Emanzipation könne
jedoch nicht erreicht werden, ohne
die Familiengesetze, die das Leben der
Frauen regeln, zu ändern.
D
ie Türkei und Tune-
sien sind mehrheit-
lich muslimische
Länder, die in die-
sem Zusammenhang
bereits im 20. Jahr-
hundert ihre islami-
schen Familiengesetze aufgehoben
bzw. angepasst haben. In den letzten
zwei Jahrzehnten wurden nun auch in
anderen arabischen Ländern und isla-
mischen Gesellschaften Forderungen
laut, die islamischen Familiengesetze
in einer Weise zu reformieren, damit
die Rechte der Frauen gewahrt sind.
Ich kann mir nur schwer erklären,
warum europäische Rechtspluralisten
diese Entwicklungen zu ignorieren
scheinen und stattdessen den Import
reaktionärer religiöser Gesetze in Er-
wägung ziehen, die für ihre nachweis-
lich die Frauen benachteiligenden Be-
stimmungen kritisiert werden.
Es ist deshalb sehr wichtig, sich
über die Konsequenzen solcher Pos-
tulate bewusst zu werden, um zu ver-
stehen, wie gefährlich sie sind für die
Gleichstellung von Frau und Mann
beziehungsweise die Rechte von Frau-
en (und ihren Kindern). Denn letzt-
lich fordern die Rechtspluralisten
nicht weniger als die Legitimation
systematischer Diskriminierung.
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Elham Manea
Elham Manea, 45, ist schweizerisch-
jemenitische Doppelbürgerin muslimi-
schen Glaubens. Als Privatdozentin für
Politikwissenschaft an der Universität
Zürich befasst sie sich unter anderem
mit Genderfragen im arabischen Raum.
Daneben arbeitet sie als Beraterin für
Frauenrechte, Religion und Entwicklung.
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